

Einspruchsbegründung Walendy 


An das 

Landgericht Bielefeld 

Betrifft: AZ 46 Js 928/89 

Qs 841/89 IV (169) — Beschluß vom 5.9.1990 über die Be¬ 
schlagnahme des Heftes Nr. 38 "Endlösung für Deutsche" aus 
der wissenschaftlichen Schriftenreihe "Historische Tatsa¬ 
chen" 

Einspruch 

Gegen die o.g. Beschlagnahme lege ich hiermit Ein¬ 
spruch ein, was ich bereits bei der durchgeführten 
Beschlagnahme zum Ausdruck gebracht habe. 

Eine Begründung gegenüber diesem Beschlag¬ 
nahmebeschluß des LG Bielefeld ist mir nicht 
möglich, weil das Gericht die Beschlagnahme 
lediglich verfügt hat zwecks Ermittlung weiterer 
Beweisunterlagen, ohne zum Inhalt des Heftes 
auch nur einen einzigen Satz zu verwenden. 

Daher kann ich lediglich gegen die Anklageschrift 
der Staatsanwaltschaft vom 8.11.1989 Stellung neh¬ 
men, die mir erst jetzt auf Grund der Akteneinsicht 
meiner Rechtsanwältin zur Kenntnis gelangte. 

(1) Zunächst ist grundsätzlich an der Anklageschrift 
des Oberstaatsanwaltes Michalik zu rügen, daß er Fest¬ 
stellungen, die im Heft Nr. 38 zum Ausdruck gebracht 
worden sind, als "angebliche" Tatbestände bezeichnet, 
ohne daß er die Richtigkeit oder Fehlerhaftigkeit meiner 
Sachverhaltsdarstellung überprüft hat. 

So wird jegliche von ihm angeführte Sachverhalts¬ 
darstellung in Zweifel gezogen, gleichzeitig aber mit 
dem Odium eines Strafdeliktes versehen, — nirgendwo 
aber in der Sache widerlegt. 

(2) Als 2. unredliche Methode erweist sich, daß Ober¬ 
staatsanwalt Michalik mir als Autoren des Heftes Nr. 38 
Behauptungen unterstellt, die ich nie aufgestellt habe. 
So z.B. bereits auf Seite 1 seiner Schrift: 

"Zugleich wird behauptet, einen planmäßigen Mas¬ 
senmord an Juden habe es nicht gegeben." 

Es versteht sich von selbst, daß Oberstaatsanwalt 
Michalik einen solchen Satz in meinem Heft nicht mit 
Seite und Spalte bezeichnet. Er kann das auch nicht, 
weil es ihn nicht gibt. Ein Staatsanwalt hat jedoch 
Sachverhalte nicht zu Verdrehen und falsche Anschuldi - 
gungen zu erheben. Das ist Amtsmißbrauch! 

Seite 2 der Anklageschrift enthält nur Zitate aus 
meinem Heft, Seite 3 ebenfalls, Seite 4 ebenfalls, Seite 5 
ebenfalls. 

Auf Seite 6 "schlußfolgert" Oberstaatsanwalt Micha¬ 
lik aus Walendy's Bezugnahme auf den Leuchter-Be¬ 
richt, daß aufGrund der Anklage gegen die Historische 
Tatsachen Nr. 36 (46 Js 681/88) "die Straftat bereits 
erwiesen sei". So, als wären Hinweise auf Sachaussagen 
über technische Details, die ein Sachverständiger aus 
den Vereinigten Staaten nach eingehenden Untersu¬ 


chungen in Auschwitz und Majdanek in einem beeideten 
Gutachten vor einem kanadischen Gericht vorgetragen 
hat, für einen Deutschen bereits ein Kriminalfall. 

Es sei hier festzustellen, daß in dem Einziehungsver¬ 
fahren gegen die Nr. 36 weder Staatsanwaltschaft noch 
Gerichte auch nur einen einzigen Satz jenes Heftes, 
geschweige denn des Leuchter-Gutachtens, in der Sache 
widerlegt haben. Staatsanwaltschaft und Gerichte haben 
bisher auch die Einspruchsbegründungen des Beschul¬ 
digten und seiner Verteidigung nicht berücksichtigt.... 

Ein pauschaler Hinweis auf eine solche "Anklage" 
gegen Heft Nr. 36 zwecks Inkriminierung von Passagen 
Walendy's im Heft Nr. 38 ist eine verwerfliche Diskrimi¬ 
nierung des Autoren Walendy und macht zur Sache 
selbst keinerlei Aussage. 

Auf Seite 6 wird dem "Beschuldigten Walendy" er¬ 
neut vorgeworfen, etwas berichtet zu haben, von dem 
nur "angeblich die Rede gewesen sein soll": Vom Krakau¬ 
er Auschwitz-Prozeß im Jahre 1948, in dem lediglich 
300.000 Auschwitz-Tote zur Debatte standen, die infolge 
schlechter Behandlung von Wachmannschaften umge¬ 
kommen seien. 

In dem Heft Nr. 38 ist der Fall genau bezeichnet: Das 
3. Programm Nord des westdeutschen Fernsehens hat 
am 9.1.1988 um 20 Uhr diesen Wochenschau-Auszug 
von 1948 (seinerzeit zusammengestellt im Auftrag und 
mit Genehmigung der westalliierten Militärbehörden) 
ausgestrahlt. Es hätte doch zu den mindesten Amts¬ 
pflichten eines Staatsanwaltes gehört, bevor er eine 
Anklage erhebt, sich diesen Sachverhalt von der Fern¬ 
sehanstalt bestätigen, dementieren oder beim Autoren 
Walendy sich den von dieser Fernsehsendung erstellten 
Videofilm zur Überprüfung zusenden zu lassen, zumal 
im Heft Nr. 38 die Existenz dieses Videofilmes bekannt¬ 
gemacht worden ist. Aber nein, Oberstaatsanwalt Mi¬ 
chalik überprüft das nicht, sondern erklärt die Darstel¬ 
lung dieses Sachverhaltes zum Strafdelikt und folgert 
aus dem Leugnen von heute offenbar vorgeschriebenen 
Glaubensdogmen "Beleidigung" und als Folge davon 
Vernichtung von wissenschaftlicher Literatur. 

Was die Militärregierung 1948 in Westdeutsch¬ 
land durfte, was das westdeutsche Fernsehen im 
Jahre 1988 darf, wird einem Historiker und Verle¬ 
ger in Westdeutschland 1990 zum kriminellen Delikt 
erklärt. Man fragt sich wirklich, wo wir eigentlich 
leben, und was der Oberstaatsanwalt Michalik unter 
seinen Amtspflichten versteht. 

Weiter auf Seite 6 wird "der Beschuldigte Walendy" 
wieder zitiert. Auch auf den Seiten 7,8 durchgängig nur. 

Auf Seite 9 folgt dann die Überprüfung der Sach- und 
Rechtslage durch Oberstaatsanwalt Michalik: Hier 
"schlußfolgert" er wieder wie zu Anfang etwas, was in 
dem Heft gar nicht enthalten ist, nämlich die 
pauschalisierte "Leugnung der systematischen Massen- 
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Vernichtung von Juden". Keinen einzigen der von ihm 
zitierten Sätze hat er als falsch oder rechtswidrig be¬ 
zeichnet, keinen Satz angeführt, der seine "Schlußfolge¬ 
rung beinhaltet, keinen in der Sache widerlegt. 

Da sich eine historische Forschung aus Einzelheiten 
zusammensetzt, muß es doch wohl in einer Demokratie 
möglich sein, Details auch dieses Gesamtkomplexes un¬ 
tersuchen zu dürfen. Sollten Untersuchungsergebnisse 
falsch sein, so wären sie in der Sache zu widerlegen. 
Doch eine Kriminalisierung solcher Untersuchungen 
mit falschen Anschuldigungen widerspricht jeglichen 
demokratischen Grundsätzen von Wissenschaftsfreiheit, 
Informations-, Lehr-, Presse- und Meinungsfreiheit, aber 
auch von Rechtsstaatlichkeit. 

Die Behauptung des Oberstaatsanwaltes Michalik, 
dem Autoren Walendy ging es lediglich "vordergründig 
um eine historische Auseinandersetzung über den Um¬ 
fang der Judenvernichtung" , in Wirklichkeit jedoch um 
deren grundsätzliche Leugnung, ist willkürlich und 
blieb ohne Beweisführung. 

Als "Schlußfolgerung" führt Oberstaatsanwalt Mi¬ 
chalik das Wiederaufgreifen des Leuchter-Reports durch 
Walendy an, obgleich er "deren Verbreitung wegen be¬ 
reits angeklagt worden ist". 

Hierzu ist festzustellen: 

1. ) Walendy ist "wegen Verbreitung der Schrift Nr. 
36 nicht angeklagt" worden, sondern es wurde ledig¬ 
lich ein "objektives Einziehungsverfahren gegen die Nr. 
36 zwecks Vernichtung dieser wissenschaftlichen Pro¬ 
zeßdarstellung des Torontoer Gerichtsverfahrens gegen 
Ernst Zündel und des Leuchter-Berichtes durchgeführt. 

2. ) Der Leuchter-Bericht befaßt sich ausschließlich 
mit naturwissenschaftlichen und technischen Untersu¬ 
chungen von 3 Plätzen behaupteter Massenvernichtun¬ 
gen, und zwar in Auschwitz I, Birkenau und Majdanek. 
Was an anderen Orten und auch an diesen genannten 3 
Plätzen mit anderen Mitteln als Gas-Exekution gesche¬ 
hen sein mag, war überhaupt nicht Gegenstand der Un¬ 
tersuchungen Leuchters. Da auch Oberstaatsanwalt 
Michalik dies weiß — oder als Ankläger hätte wissen 
müssen --, beschuldigt er einen freien Bürger wider 
besseres Wissen, was wiederum Amtsmißbrauch bedeu¬ 
tet. 

3. ) Es sei wiederholt, daß bis zur Stunde noch nie¬ 
mand einen sachgerechten Einwand gegen den Leuch¬ 
ter-Bericht öffentlich vorgetragen hat. 2 3) Sämtliche bis¬ 
herigen Gutachten des Instituts für Zeitgeschichte oder 
offizielle Äußerungen — inbegriffen Werner Wegner in 
seiner kürzlich erschienenen Expertise in dem Buch 
"Die Schatten der Vergangenheit", Berlin - FrankfurVM 
1990 - haben keine einzige Feststellung Leuchters 
widerlegt. Sie alle haben sich jedoch nach "Rechtsauffas¬ 
sung" des Oberstaatsanwaltes Michalik gegenüber Wa¬ 
lendy dadurch strafbar gemacht, indem sie "den Leuch- 
ter-Bericht^wieder aufgegriffen haben" (wir kommen 

3) Zwischenzeitlich liegen 4 Stellungnahmen vor, mit denen sich Verf. allerdings 
schon auseinandergesetzt hat: (1) Vgl. HT Nr. 42, S. 32 - 36 Institut für 
Zeitgeschichte; (2) Jean Claude Pressac in HT Nr. 50 S. 20 ff, (3) Werner 
Wegner in HT Nr. 50 S. 4 ff + (4) George Wellers ("Gas eingeatmet, weg war 
es") in HT Nr. 52, S. 11. 


darauf zurück). J edenfalls widerspricht es allen wissen¬ 
schaftlichen, demokratischen und rechtsstaatlichen 
Grundsätzen, die Zitierung eines solchen Gutachtens 
zum Strafdelikt zu erklären und außerdem einem sol¬ 
chen Gutachten willkürlich pauschale Äußerungen zu 
unterstellen, die dort gar nicht enthalten sind. 

Das Strafrecht der Beleidigung soll "der Beschuldig¬ 
te Walendy" damit verletzt haben, daß er 

a) etwas veröffentlicht haben soll, was gar nicht der 
Fall ist {"einen planmäßigen Massenmord habe es gar 
nicht gegeben"), 

Gehen wir die vom Staatsanwalt angeprangerten 
Passagen des Heftes Nr. 38 eingehend durch, die er für 
diese "Schlußfolgerung" herangezogen hat: 

»1« Die juristische Absicherung für den gesamten 
Inhalt des Heftes Nr. 38 durch Verfasser und Verleger 
(S. 2 des Heftes). 

»2« US-Ankläger Kempner-Äußerung und Hinweis 
darauf, daß Kriegsverbrechen der Alliierten amnestiert 
worden waren. 

»3« Die britische Unterhausdebatte vom 17. Dezem¬ 
ber 1942 und ihre inhaltliche Würdigung. 

»4« Hinweis Walendys, daß injener Unterhausdebat¬ 
te von Unterstellungen für zukünftiges Verhalten der 
Reichsregierung die Rede war und nicht von bereits 
vollzogenen Taten. 

»5« Hinweis auf noch 1944 gelieferte und bestätigte 
50.000 Pakete an jüdische Adressaten im deutschen 
Herrschaftsbereich. 

»6« Hinweis auf den "War Refugee Report" 1944 und 
die dortigen Aussagen von Rudolf Vrba und Alfred 
Wetzler und deren unwirkliche Gaskammer-Beschrei¬ 
bung. 

»7« Fehlende Sachanalyse des WRR durch die Welt¬ 
öffentlichkeit, jedoch Verwertung als "historischen Tat¬ 
bestand . Es folgt eine technische Analyse dieses Berich¬ 
tes, die aufzeigt, daß die Aussagen von Vrba und Wetzler 
nicht stimmen können. 

»8« Der Hinweis auf das Leuchter-Gutachten be¬ 
schränkt sich auf einige technische Untersuchungser- 
gebnisse. 

»9« Hinweis auf die Fernsehsendung über die Wo¬ 
chenschau 1948 vom Krakauer Auschwitz-Prozeß, bei 
dem ohne Erwähnung von Juden oder Gaskammern 
300.000 Umgekommene in Auschwitz zur Debatte stan¬ 
den. 

»10« Pressenotizen über den Wiener Auschwitz-Prozeß 
1972. 

»11« Nachweis des Autoren Walendy, daß auch im 
Wiener Auschwitz-Prozeß 1972 keine Klärung der Sach¬ 
verhalte über den 6-Millionen-Mord erfolgt ist. 

»12« Faksimile-Abdruck einer Flugschrift des Kana¬ 
dischen Jüdischen Kongresses, aus dem hervorgeht, daß 
der Gedenkstätte in Yad Vashem bislang nur 3 Millio¬ 
nen N amen von Holocaust-Opfern bekannt sind und um 
die Angabe weiterer Namen ersucht wird. 

»13« Verweis auf die amtliche jüdische Ausgabe 
unity in dispersion — a history of the world jewish 
congress", New York, S.. 298, aus der hervorgeht, daß 
dem internationalen jüdischen Suchdienst bis Ende 1948 
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nur 250.000 Anfragen über jüdische Vermißte zugegan¬ 
gen waren und auf Grund dieser Anfragen 85.000 Schick¬ 
sale geklärt und 50.000 Überlebende ihren Familien 
wieder zugeführt werden konnten. 

Diese sich auf internationale Dokumente be¬ 
ziehenden Punkte »1 -13« sollen nach Darstellung 
des Oberstaatsanwaltes Michalik ein "Leugnen 
den planmäßigen Massenmordes an Juden durch 
den Beschuldigten Walendy" darstellen! Das ist 
doch eine unglaubliche Verdrehung von Sachverhalten 
und läuft auf Kriminalisierung freier Bürger, Usurpie- 
rung demokratischer Rechte und Vernichtung wissen¬ 
schaftlicher Literatur hinaus! 

b) den "Leuchter-Bericht wieder aufgegriffen hat", 
von dem selbst der Bundesjustizminister in einem Brief 
vom 13. März 1990 "ausdrücklich feststellt, daß es 
sich bei diesem Bericht um eine wissenschaftliche 
Untersuchung handelt, die keine ehrverletzende 
Äußerung enthält". (Vgl. s. li) 

Der Leuchter-Bericht ist längst in der internationa¬ 
len Diskussion. Und nach Walendy hat längst die 
Illustrierte Stern in ihrer Ausgabe vom 6. September 
1990 "den Leuchter-Bericht wieder aufgegriffen" , und 
nach ausführlicher Würdigung und Zitierung des Leuch¬ 
ter-Berichtes von Armin Möhler in dem Buch "Der Na¬ 
senring" hat nach Walendy auch das der CDU 
nahestehende Deutschlandmagazin in seiner Ausga¬ 
be 7/89 diesem Buch "Der Nasenring" eine "millionenfa¬ 
che Auflage" gewünscht. Bisher ist gegen keinen dieser 
Publizisten strafrechtlich vorgegangen worden. Wie ver¬ 
einbart sich eine solch unterschiedlich gehandhabte 
Rechtspraxis mit dem verfassungsrechtlich vorgeschrie¬ 
benen Gleichheitsgrundsatz in der Behandlung von 
Bürgern? 

Abschließend stellt Oberstaatsanwalt Michalik selbst 
fest, daß in der Schrift Nr. 38 "keine entwürdigende 
Einschätzung von Teilen der Bevölkerung zu entnehmen 
ist, auch nicht in haßerzeugender Weise Feindschaft 


geschürt wird". Dies ist doch eine klare Widerlegung 
seiner eigenen Anklage: "Teile der Bevölkerung" sind 
auch die Juden. Wenn nicht einmal s i e "entwürdigend 
eingeschätzt'' worden sind, — wie sollen sie also beleidigt 
worden sein? Der Begriff "Beleidigung" wird von Ober¬ 
staatsanwalt Michalik nicht für die im Strafgesetz ge¬ 
nannten Diskriminierungen herangezogen, weil dafür 
in dem inkriminierten Heft Nr. 38 keinerlei Anhalts¬ 
punkte vorliegen, sondern für das wissenschaftliche Un¬ 
tersuchen und Richtigstellen eines behaupteten Ge¬ 
schehens, das auch in Detailfragen nach der Interpreta¬ 
tion des Oberstaatsanwaltes Michalik nicht wissenschaft¬ 
lich untersucht, angezweifelt oder gar sachlich richtig¬ 
gestellt werden dürfe. Ein solches Verhalten hat jedoch 
mit demokratischen Grundsätzen der öffentlichen Aus¬ 
einandersetzung wesentlicher, die Gemeinschaft der 
Völker betreffenden Angelegenheiten, nichts mehr zu 
tun. 

In seiner Anklageschrift unterstellt Oberstaatsan¬ 
walt Michalik (Übergang S. 9/10) wahrheitswidrig "dem 
Beschuldigten Walendy", er hätte in der Schrift Nr. 36 
"den Vorwurf der Willkür und Unterdrückung der Mei¬ 
nungsfreiheit gegen die Bundesrepublik ausdrücklich 
erhoben". Das ist infam! Oberstaatsanwalt Michalik 
weiß ganz genau, denn er muß ja wohl die diesbezügli¬ 
chen Passagen auf Seite 4 rechte Spalte sehr genau 
gelesen und die Entgegnung "des Beschuldigten" auf die 
bereits damals erhobene Anschuldigung zur Kenntnis 
genommen haben, daß dort nicht von Bundesrepublik 
die Rede war, sondern von "bundesdeutschen Demokra¬ 
ten", die sich Rechte angemaßt haben, die ihnen selbst 
nach bundesrepublikanischem Recht gar nicht zustan¬ 
den! Das ist doch ein gravierender Unterschied! Es ist 
doch unglaublich, erneut unter Mißbrauch eines über¬ 
tragenen Amtes zwecks Durchzwingung bestimmter 
politischer Meinungen sich als freier Bürger unentwegt 
so diffamieren lassen zu müssen! 

Mit rechtsstaatlicher Empfehlung 


An das 
Landgericht 
Postfach 189 
4800 Bielefeld 


Vlotho, 28.11.1991 


Betr.: Gesch.Nr.: 2 KLs 46 Js 928//89 

Entgegnung auf die Antragsschrift im objekti¬ 
ven Verfahren wegen der Einziehung der Druck¬ 
schrift Historische Tatsachen Nr. 38, "Endlösung 
für Deutsche" vom 15.11.1991 (G 7/91II) 

Die Zustellung dieser Antragsschrift war am 27.11.1991 
erfolgt. 

Ich beantrage hiermit die vollinhaltliche Verwer¬ 
tung meiner Einspruchsbegründung auf den Beschluß 
vom 5.9.1990 über die Beschlagnahme des o.a. Heftes, 
die bereits seit Ende 1990 in den Akten liegt. 

Ergänzend hierzu sei lediglich festgestellt, daß in der 


ein ganzes Jahr später erstellten Antragsschrift der 
Oberstaatsanwältin Hundertmark nicht eine einzige 
Anmerkung zu erkennen ist, aus der hervorginge, daß 
auch nur ein einziges Argument des "Beschuldigten 
Walendy" verarbeitet worden ist. Im Gegenteil: es wer¬ 
den dieselben, in der Sache vom "Beschuldigten” längst 
widerlegten Vorhaltungen wiederholt, ohne daß die 
Oberstaatsanwältin auch nur den geringsten Abstrich 
ihrer Anschuldigungen gemacht oder auch nur andere 
Vokabeln verwendet hat. 

Beispiele: S. 2 der neuen Antragsschrift: 

"Inder Druckschrift behauptet der Einziehungsbetei¬ 
ligte Udo Walendy, es habe während der nationalsozia¬ 
listischen Herrschaft keine planmäßige Vernichtung von 
Millionen jüdischer Menschen ... gegeben." 

Ich hatte mich bereits in der vorjährigen Einspruchs¬ 
begründung gegen eine solche Diffamierung verwahrt 
und darauf hingewiesen, daß Staatsanwalt Michalik ei¬ 
nen solchen Vorwurf nicht mit Seite und Spalte bezeich- 
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net hat, weil es einen solchen Satz in dem inkriminierten 
Heft gar nicht gibt. Es stört aber Oberstaatsanwältin 
Hundertmark nicht im geringsten, genau den gleichen 
Vorwurf zu erheben, und zwar ebenfalls ohne Bezeich¬ 
nung von Seite und Spalte! Ein solches Verhalten kann 
man doch nicht als Bemühen um Rechtfindung bezeich¬ 
nen! 

Auch das Anklagevokabularium der Oberstaatsan- 
wältin Hundertmark, demzufolge "die Gesamtwürdi¬ 
gung der Schrift ergebe, daß es Walendy nur vorder¬ 
gründig um eine historische Auseinandersetzung gehe 
und er nicht lediglich Schätzungen über die Zahl der 
ermordeten Juden in Zweifel zieht" usw., ist ebenso wie 
bei Staatsanwalt Michalik ohne jedwede Beweisführung 
geblieben. 

Aus dem Inhalt des Heftes ist ganz klar zu erkennen, 
daß keine "gesicherten Tatsachen" geleugnet, sondern 
im Gegenteil gesicherte Tatsachen festgestellt werden! 
Für jede in dem Heft zum Ausdruck gebrachte Feststel¬ 
lung ist ein einwandfreier wissenschaftlicher Beweis 
angetreten worden! Dies als Beleg für "vordergründige 
Auseinandersetzung" und für strafbar zu erklären, ist 
infam! 

Liest man die Seiten 3 (ab "Die Druckschrift hat im 
wesentlichen folgenden Inhalt"), 4, 5, 6, 7 und 8 bis zur 
Mitte der Antragsschrift, so erweist sich, daß seitenlang 
nur aus dem Heft zitiert wird, ohne auch nur einen 
Versuch zur sachlichen Widerlegung. 

Ab Mitte Seite 8 wird aber wiederum dem Autoren 
Walendy etwas unterstellt, was er gar nicht behauptet 
hat: "Der Einziehungsbeteiligte bezweifelt, daß es einen 
derartigen Prozeß (1948 in Krakau) gegeben habe". Das 
ist doch unglaublich! Walendy hat ganz im Gegenteil auf 
den Tatbestand dieses Prozesses hingewiesen und zahl¬ 
reiche Einzelheiten aus diesem Prozeß vorgetragen! 
Auch bei diesem Beispiel stellt die Oberstaatsanwältin 


Hundertmark die Tatsachen auf den Kopf! Solches 
Verhalten stellt einen Verstoß gegen ihre Pflichten als 
Staatsanwältin dar! 

Auf Seite 9, 10 und bis zur Mitte Seite 11 (der letzten 
Seite) wird der Autor Walendy ebenfalls nur wieder 
zitiert, ohne ihm etwas Falsches nachgewiesen zu ha¬ 
ben. 

Dann folgt lapidar der unbewiesene Vorwurf, daß 
"die Ausführungen in der Druckschrift über die Darle¬ 
gung eines von der historischen Forschung abweichen¬ 
den Geschichtsbildes hinausgehen". Oberstaatsanwäl¬ 
tin Hundertmark unternahm keinen einzigen Versuch 
zur Begründung dieses Vorwurfes an Hand eines einzi¬ 
gen Satzes des Autoren! Das ist doch ungeheuer! Was 
heißt ein solcher Vorwurf überhaupt? 

Dann die Wiederholung des Vorhaltes, Walendy habe 
die Massenvernichtung geleugnet, auch diesmal ohne 
Hinweis auf einen bestimmten Satz des Autoren! Dann 
erneute Wiederholung der Behauptung, "es gehe dem 
Verfasser nur vordergründig um eine historische Aus¬ 
einandersetzung". Schließlich: Erneute Wiederholung 
der unbewiesenen Behauptung, "die historisch gesicher¬ 
te Tatsache des Judenmordes soll überhaupt geleugnet 
werden". 

Fazit: Zwei gravierende Sachverhaltsverdre¬ 
hungen, 3 Wiederholungen unbewiesener Behaup¬ 
tungen, lediglich, um propagandistisch wirksame 
Diffamierung ins Spiel zu bringen, alles andere 
nur Zitate des Autoren, die in keinem einzigen 
Fall als sachlich falsch ausgewiesen werden! 

Diese Antragsschrift ist kein Strafnachweis für 
ein kriminelles Delikt, sondern eine auf unbewie¬ 
sene Behauptungen gestützte, die Meinungs-, Wis¬ 
senschafts- und Pressefreiheit außer Kraft setzen¬ 
de Verdammung eines Andersdenkenden, was jeg¬ 
lichen demokratischen Grundsätzen widerspricht! 


Verhandlungstermin 11. März 1992 Landgericht Bielefeld 


In der mündlichen Verhandlung hat das LG Bielefeld 
sämtliche Beweisanträge der Verteidigung und die bei¬ 
den mitgebrachten Zeugen bzw. Sachverständigen mit 
der Begründung abgelehnt, die Beweisanträge und die 
Sachverständigen seien für das Beweisvorbringen uner¬ 
heblich, da der Sachverhalt "offenkundig" sei und keiner 
Beweise bedürfe. 

Daraufhin hat der Beklagte Walendy selbst noch den 
Beweisantrag gestellt, wenigstens das Videoband von 
dem Krakauer Auschwitz Prozeß 1948 anzuschauen. Es 
handele sich um eine von den westlichen Militärregie¬ 
rungen 1948 heräusgegebene bzw. genehmigte Wochen¬ 
schau, die 1988 über das westdeutsche Fernsehen erneut 
ausgestrahlt worden ist. Es wird hiermit der Beweis 
erbracht, daß das, was im dem Heft der HT Nr. 38 
niedergeschrieben worden ist, genau dem Wochenschau¬ 
bericht von 1948 entspricht. Daher sei der aus diesem 
Kapitel derHTNr. 38 von der Staatsanwaltschaft herge¬ 


leitete Straftatbestand "Beleidigung der Juden" wider¬ 
sinnig. Als der Vorsitzende Richter auch diesen Beweis¬ 
antrag abgelehnt hat, erklärte Walendy, so könne man 
doch nicht die Wissenschaft behandeln. In der Wissen¬ 
schaft hat man sich sachlich auseinanderzusetzen. Ent¬ 
weder ist etwas richtig, dann darf es nicht bestraft 
werden, oder es muß der Nachweis geführt werden, daß 
es falsch oder sogar strafbar ist. Schließlich haben wir 
Grundrechte, so auch die Informationsfreiheit, die Wis¬ 
senschafts- und Pressefreiheit. 

Antwort des Richters (oder Staatsanwaltes?): 

"Wir sitzen hier nicht als Wissenschaftler, um zu entschei¬ 
den, ob etwas wissenschaftlich richtig oder falsch ist, sondern 
wir sitzen hier als Juristen und haben nach den höchsten 
Gerichtsentscheidungen zu urteilen." 

Es bedarf demzufolge keiner wissenschaftlichen 
Klärung einer Straftat. Der Angeklagte ist bereits des¬ 
halb schuldig, weil ein oberstes Gericht einen globalen 
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Spruch zur Meinungsbehinderung erlassen hat - ohne 
daß es dafür ein Gesetz gibt! den ein unteres 
Gericht nur nachzuformulieren und den damit erfaßten 
Sachverhalt dem Angeklagten mittels "Interpretierung", 
mit deren Hilfe man dann etwas "erblicken" kann, zu un¬ 
terstellen braucht. 

Das Landgericht hat in dieser Sitzung die Beschlag¬ 
nahme der/fTNr. 38 erneut bestätigt und zwar mit der 
Begründung: 

Der Inhalt der Zeitschrift stelle sich nur vordergrün¬ 
dig als bloße Korrektur an dem bisherigen Geschichts¬ 
bild der Judenverfolgung dar. ... 

"Tatsächlich jedoch stelle sich der Inhalt des Heftes so dar, 
daß die Vergasung von Millionen Juden im »Dritten Reich« 
insgesamt geleugnet werde. Nur so könne ein objektiver Leser 
die Passagen verstehen, in denen erklärt wird, in den letzten 10 
Jahren seien derart viele Beweise an die Öffentlichkeit gelangt, 
die genau das Gegenteil der jahrzehntelangen Propagandathe¬ 
sen belegten und deutlich machten, in welchem hemmungslosen 
Lügengewebe seitens der Sowjets und Sekundierung seitens der 
westlichen Weltkriegs-Siegermächte die ganze Geschichte 1945 
bereits angefangen habe. 

Angesichts dessen, daß den vom Einziehungsbeteiligten Walendy 
genannten sogenannten Propagandatrommlem sämtliche Be¬ 
weismittel zur Verfügung gestanden hätten, der Beweis jedoch 
nicht habe erbracht werden können, ist für den objektiven Leser 
nur der Schluß zulässig, daß dieser millionenfache Judenmord 
als Ganzes bestritten werden soll. Dieses wird letztlich auch 
durch die Anmerkung Nr. 39 des Verfassers auf Seite 31 der 
Druckschrift unterstrichen, der dort ausföhrt: 

'Und dennoch ist irgendetwas falsch daran. Irgendetwas? 
Nein: alles.' 

Diese Anmerkung ist zwar als Zitat des Elie Wiesel zu der 
»Femsehdokumentation Holocaust« ausgestaltet, stellt sich aber 

scher Forschung des Autors dieses Heftes und anderer Historiker 
dar, daß nämlich alles im Zusammenhang mit dem Holocaust 
falsch ist. 

... Dabei übersieht die Kammer keineswegs, daß die Ge¬ 
schichtswissenschaft neueren und besseren Erkenntnissen auf¬ 
geschlossen sein muß. Diese wissenschaftlichen Bemühungen 
dürfen aber nicht so ausgestaltet werden, daß sie die umfangrei¬ 
chen schrecklichen Dokumente Uber die planmäßige Judenver¬ 
nichtung als Machwerke der Feinde des deutschen Volkes dar¬ 
stellen und in dem Leser die Überzeugung begründen, alles das 
sei nur Schwindel. Diese Zielvorstellung ist eine Beleidigung 
jedes einzelnen Juden .... 

Daß ein solches naheliegendes Verstehen des Inhalts des 
Heftes sich als Beleidigung darstellt, war dem Einziehungsbetei¬ 
ligten Walendy auch klar. Das ergibt sich zur Überzeugung der 
Kammer schon aus dem zitierten Teil des Impressums (S. 2 der 
Schrift). Wenn er gleichwohl seine vermeintlich wissenschaftli¬ 
chen Erkenntnisse so aufbereitet, so zeigt er, daß er die Beleidi¬ 
gung der jüdischen Mitbürger billigend in Kauf nimmt. 

Der Einziehungsbeteiligte Walendy kann sich auch nicht auf 
die Freiheit der Meinungsäußerung nach Artikel51GG berufen, 
denn es hat niemand ein geschütztes Interesse daran, die histo¬ 
risch gesicherte Tatsache der Judenmorde als Lüge von Feinden 
des deutschen Volkes oder Machwerk gekaufter Propagandisten 
hinzustellen. ..." 


Auch die Zitierung einer amtlichen Untersuchung, 
die noch 1986 zu dem Ergebnis gekommen war, daß die 
Recherchen zu diesem Thema nach wie vor "fragmenta¬ 
risch", d.h. bruchstückhaft seien, sich "im Halbdunkel 
sehr ungenauen Wissens" befänden und "die meisten 
Vorarbeiten noch fehlen", erkannte das Landgericht als 
Straftatbestand. 

Die urteilenden Richter: von Halen (Vorsitzender), 
Osthus und Wiemann. 

Eine weitere historische Forschung auf diesem Ge¬ 
biet ist mit einem solchen Gerichtsurteil unterbunden, 
denn wie immer "die besseren Erkenntnisse", denen 
gegenüber das Gericht "Aufgeschlossenheit" zu bekun¬ 
den vorgibt, aussehen mögen, so ist sicher, daß solche 
"besseren Erkenntnisse" zu keinen anderen Ergebnis¬ 
sen führen dürfen, als jenen, die längst bekannt sind; 
andernfalls träfe automatisch der Tenor dieses Urteils 
wieder zu. 

Die Ablehnung eines Videobandes zur Entkräf- 
tung einer konkret benannten Anklagebegrün¬ 
dung und die Umfunktionierung des Zitates eines 
Ausländers (Elie Wiesel) in bezug auf einen F ilm 
in eine pauschale Leugnung des Holocaust durch 
den auf der Anklagebank sitzenden Verfasser sind 
besonders eklatante Beispiele für Rechtsbeugung 
und Rechtsverweigerung. 

Das LG Bielefel d hat ebensowenig wie der Bundesge¬ 
richtshof 1980 die "umfangreichen schrecklichen Doku¬ 
mente" benannt, die anzuzweifeln oder auf ihre Richtig¬ 
keit hin zu untersuchen, es als sakrosankt ausgewiesen 
hat. Wir erinnern an unsere Dokumentation des Senat¬ 
spräsidenten vom VI. Zivilsenat beim Bundesgerichts¬ 
hof, Dr. Reinhold Weber, in HT Nr. 7, S. 29 - 32. 

Ebenfalls mag man sich die dort abedruckte .Mel-., 
düng der Nürnberger Nachrichten in Erinnerung 
rufen, die von einer rechtskräftigen Gerichtsentschei¬ 
dung zu berichten wußten, daß jemand, der Beweise für 
behauptete Vergasungen fordere, "keinen Anspruch auf 
derartige Auskünfte habe und versuche, auf einen sol¬ 
chen Zeugen oder Berichterstatter unzulässigen Zwang 
auszuüben. Insoweit bleibt der Historiker — das gesam¬ 
te deutsche Volk — nach wie vor bei Untersuchung 
dieser entscheidenden Thematik von der Strafjustiz 
bedroht und praktisch jeder unbewiesenen Behauptung 
in diesem Themenbereich wehrlos ausgesetzt. 

Das kann doch wohl nicht Demokratie und Sinn der 
Grundrechte des Grundgesetzes sein! 

Gegen das Bielefelder Landgerichtsurteil ging Wa¬ 
lendy in die Revision, u.a. mit der Begründung, daß dem 
Beschuldigten die angebotene Beweisaufklärung ver¬ 
sagt worden sei. Es verletze die Würde des Menschen, 
den Weg zum Recht mittels Beweiserbringung nicht 
einmal beschreiten zu dürfen. Die vom LG behauptete 
Offenkundigkeit' in bezug auf ein Globalgeschehen in 
den Kriegsjahren an verschiedenartigsten Plätzen dürf¬ 
te eine natur- und historisch-wissenschaftliche Detail¬ 
aufklärung nicht kriminalisieren. 
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Entscheidung Oberlandesgericht Hamm am 25. Juni 1992: 


"Die sofortige Beschwerde wird auf Kosten des Ein¬ 
ziehungsbeteiligten verworfen. 

GRÜNDE: Das Rechtsmittel kann aus den zutreffen¬ 
den Gründen der angefochtenen Entscheidung keinen 
Erfolg haben. Gegen diese bestehen auch aus verfas¬ 
sungsrechtlicher Sicht keine Bedenken. Die Grundrech¬ 
te der freien Meinungsäußerung und der Pressefreiheit 
(Art. 5 Abs. 1 und 2 GG) sind nicht verletzt. Diese finden 
ihre Grenze in dem Recht auf persönliche Ehre (Art. 5 
Abs. 2 GG). Der Umfang dieses Rechtes ist zwar im 
Lichte der Bedeutung der in Frage stehenden Grund¬ 
rechte für den freiheitlich demokratischen Rechtsstaat 
zu sehen. Anders als bei im Rahmen einer öffentlichen, 
geistigen Auseinandersetzung abgegebenen Meinungs¬ 
äußerungen, bei denen strengere Anforderungen an die 
Verfassungsmäßigkeit eines diesbezüglichen Eingriffs 
zu stellen sind, hat aber der Beschwerdeführer im vorlie¬ 


genden Fall mit der sich aus der von ihm vertriebenen 
Schrift ergebenden Äußerung, es habe im »Dritten Reich« 
keine systematische Judenvernichtung gegeben, eine 
unwahre Tatsache behauptet. Für bewußt unwahre 
Behauptungen derartiger Tatsachen kann sich niemand 
auf die Gewährung der Meinungsfreiheit bzw. der Pres¬ 
sefreiheit berufen (vgl. BVerfGE 61,1 (8);BGHZ75,160). 
Dies gilt gleichermaßen für das Grundrecht der Wissen¬ 
schaftsfreiheit nach Art. 5 Abs. 3 GG, unabhängig da¬ 
von, daß die von dem Beschwerdeführer vertriebene 
Schrift nicht als wissenschaftliche Publikation angese¬ 
hen werden kann. 

Demgemäß kann sich der Beschwerdeführer auch 
nicht auf die Wahrnehmung berechtigter Interessen im 
Sinne von § 193 StPO berufen." 

Richter: Tannreuther, Keppler, Burges 


Auch dieses Urteil ist inzwischen auf höchster Ebene rechtskräftig geworden. 


In Sachen "Wahrheit für Deutschland — Die 
Schuldfrage des Zweiten Weltkrieges", Vlotho 1964: 
Indizierung am 7.6.1979, durch Oberverwaltungsge¬ 
richt Hamm wieder aufgehoben am 6.1.1984, was jedoch 
infolge Einspruch aus Bonn in der Praxis nicht wirksam 
wurde (vgl. HT Nr. 29, S. 36 "Eine solche Auffassung 
kann auch erschrecken")', erneuter Indizierungsbeschluß 


durch das Bundesverwaltungsgericht am 3.3.1987 (vgl. 
HT Nr. 34, S. 3 ff); Revisionsantrag beim Bundesverfas¬ 
sungsgericht am 8.4.1987 (AZ: 1 BvR 434/87). Bis zur 
Herausgabe dieser HT Nr. 56 im Februar 1993 lag noch 
trotz mehrmaliger Anmahnung keine Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichtes vor. 


Nachfolgende Auflistung verschiedener Justizfälle aus jüngster Zeit sind nur beispielhaft.'^ 
Sie wurden ausgewählt aus einem weit umfangreicheren Spektrum, und zwar unter besonderer 
^Berücksichtigung der für die Geschichtswissenschaft belangvollen Zusammenhänge. 

New York Daily Newa. 31. Januar 1933, Seite 2: 



T/.'sDAI , JAWUAin 


GERMANS JOYOUS [ Handsome Adolf in Power 

AS HITLER TAKES 
REINS IN REICH 


BERLIN, Jan. 30.—Adolf Hitler, dapper Fascist apostle 
nf an unfettered Germany, was joyously acclainied by a sinjf- 
ip& laughing populäre tonight, as Chancellor of a new era. 

littlr l.-Kyear old* - --— ■ — ■ 

Hitler Triumph Hailed 
With Brawls 


Thi 

chieftain of tbe Brown Shirts 
siood on a balcony in the chancel- 
lory, eyes giistening with cmotioi)| 
and watched thousands of his fol- 
low«* march by in a fl icke ring 
torchlight procettion, s i n g > ü g 
inartial airs of 1914 and 1870. 

Near by, President Paul von 
. Ilindenburg, stern, gray-haired, 
stood erect and immobile, as he 
viewed the tumultuous parade from 
it window in the old Chaocellory, 
'■.whifth he i« using while the Ger¬ 
man White House is under repair. 

r~c 


L’rowd Olamors Kor Her©. 


U was after midnight when Hit¬ 
ler returned to hia Hotel, the 
Kaiserhof, after the procession had 

l’ftnftd \ tw o/l I v' rneerihrr r rott'/l 


31 (Tuesday) (/V). 
i forced to club 
rrowds in the working dass dis- 
tricts, which wer« flooded with 
Communis! handbilhs urging a 
general strike begin at 7 A. M. 
today in Protest against the Hit¬ 
ler Cabinet. 

At 1 A. M. a policeman escort- 
ing 100 Nazis home after a dem- 
oustration in Wilhclmatrasse was 
i«Iain by shots from a darkened 
house. Scores of .«maller fights 
occyrred. 

At Königsberg, Nazis and So¬ 
cialist*: and Communists engaged 
in a fight after the Communista* 


Th« Itadtr of the Gernwi F.srixts revitwi hi« foDowrr«. 


N. Y. Life Co. Foreclosures 
Sfopped on Farms in Iowa 
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Rechtsgrundlagen und Rechtspraxis, 
die keinen Bestand haben können 
Beispielfall: Gottfried Weise 


Gottfried Weise, geb. am 11.3.1921, Unterscharfüh¬ 
rer (Unteroffizier) der Waffen-SS, am 22. Mai 1944 nach 
schwerer Kopfverwundung (Verlust des linken Auges) 
zur Häftlingsgeldverwaltung ins Konzentrationslager 
Auschwitz-Birkenau versetzt, übte nach dem Krieg lange 
Jahre ohne jede Beanstandung seinen Beruf als Bau¬ 
führer aus, bemühte sich sogar über jüdische Suchdien¬ 
ste um Kontakt mit ihm bekannten ehemaligen Häftlin¬ 
gen, bis er schließlich im Rentenalter plötzlich am 

22.5.1985 in Untersuchungshaft genommen, am 7.6.1985 
angeklagt wurde, während seiner Tätigkeit in Ausch¬ 
witz 7 Menschen heimtückisch ermordet zu haben. Am 

14.10.1985 eröffnete das Schwurgericht Wuppertal das 
Hauptverfahren in 6 Fällen. Am 28.1.1988 befand ihn 
das Schwurgericht in Wuppertal für schuldig, 5 Men¬ 
schen während des Krieges brutal und eigenverantwort¬ 
lich umgebracht zu haben. Strafmaß: Lebenslänglich. 

Ungeachtet des noch nicht rechtskräftig gewesenen 
Schwurgerichtsurteils und der daher nach wie vor gül¬ 
tigen Unschuldsvermutung informierte die Wupperta¬ 
ler Zeitung am 29.1.1988 die Öffentlichkeit nicht etwa 
über die Verfahrensmängel, sondern: 

"Weise hat erwiesenermaßen im Sommer 1944 an einer 
Verladerampe in Auschwitz 2 polnische Häftlinge, die sich in 
einem Waggon versteckt hatten und fliehen wollten, erst miß¬ 
handelt und dann mit Kopfschüssen ermordet. 

ln einem weiteren Fall erschoß er einen Häftling, der nicht 
schnell genug angetreten war, in einer Baracke und schleifte ihn 
aus der Tür. 

2 Opfer tötete er hei einem sogenannten Teil-Schießen: 
einem 17jährigen Mädchen schoß er eine Konservenbüchse vom 
Kopf, bevor er es tötete. Und auch ein etwa 8jähriger Junge 
mußte vordem Angeklagten tanzen und klatschen, mußte leben¬ 
de Zielscheibe sein und wurde zuletzt erschossen." 

Der Vorsitzende Richter Klein erklärte eingangs, es 
gehe hier "nicht um Kollektivschuld, sondern um per¬ 
sönliche Vergehen des Angeklagten". Dennoch ging er 
aus von dem "zeitgeschichtlichen Hintergrund" der 
Errichtung der ersten Konzentrationslager auf Grund 
des Schutzhaftbefehls vom 28.2.1933 und des Ermächti¬ 
gungsgesetzes vom 24.3.1933. Danach ließ er den BBC- 
Film aus England "Auschwitz - ein Überlebender kehrt 
zurück" vorführen, um die in Auschwitz verübten Mas¬ 
senverbrechen aufzuzeigen, obgleich für Staatsanwalt¬ 
schaft und Gericht von vornherein klar war, daß der An¬ 
geklagte weder mit den Vorgängen 1933 noch mit den 
Szenen im Film etwas tun gehabt hatte und dieser Film 
erst auf wissenschaftliche Korrektheit hin hätte über¬ 
prüft werden müssen. 

Zur "Einstimmung auf den historischen Hintergrund" 
gehörte auch der Hinweis des Vorsitzenden W. Klein, 


"daß den Opfern des Faschismus ein Mahnmal gesetzt 
werden solle" und die "allgemeinkundigen, geschichtli¬ 
chen Tatsachen" zu finden seien in den Büchern: Buch- 
heim/Broszat/Jacobsen/Krausnick, "Anatomie des SS- 
Staates", Eugen Kogon, "Der SS-Staat" und Walter Hofer, 
"Der Nationalsozialismus". 4 ’ 

Damit der Kontrast von den damaligen Schergen und 
gegenwärtigen Humanisten auch für die Unbedarften 
sichtbar und für die Nachwelt erhalten bleibt, wurden 
die in jener Literatur erwähnten Schrumpfköpfe und 
Lampenschirme aus tätowierter Häftlingshaut, Erschie¬ 
ßung nackter Frauen an Glühgruben sowie der Inhalt 
weiterer gefälschter Dokumente als "historische Tatsa¬ 
chen" ungeachtet dessen herangezogen, daß jene Ge¬ 
schichten längst sachlich analysiert und als üble Greu¬ 
elpropaganda widerlegt sind. 5 ’ 

Diese "Einstimmung" zur Vorverurteilung als Ange¬ 
höriger der Waffen-SS fand zudem Eingang auf 85 
Seiten der Urteilsbegründung ohne einen einzigen Be¬ 
zug auf die der Anklage zu Grunde liegende Ermordung 
von 5 Menschen durch den Angeklagten. So konstatier¬ 
ten Prozeßbeobachter: 

"Massenerschießungen, besondere Tötungsmethoden der 
Einsatzgruppen, Tötung von Geisteskranken, Gaskammern und 
Krematorien wurden bemüht, um Gottfried Weise mit einem 
gewaltigen Wust von Vernichtungsaktionen schon vorher zu 
belasten, obgleich er wegen keinem dieser Verbrechen vor 
Gericht stand. Dies erweckte bei Prozeßbeobachtern und den 
aufmerksamen Zeitungslesern die feste Überzeugung, daß kein 
Mensch der Welt nach einer solchen vernichtenden Lawine von 
Schrecken diesen Gerichtssaal, oder irgendeinen anderen in der 
BRD als freier Mensch verlassen würde. " 6) 

Entgegen den vom Staatlichen Museum Auschwitz 
übermittelten Dokumenten — die schließlich unter den 
Tisch gekehrt wurden —, denenzufolge der wachdienst¬ 
untauglichgeschriebene Gottfried Weise ab 23.5.1944 in 
der Häftlingsgeldverwaltung eingesetzt war, berief sich 
das Gericht auf seine "Überzeugung", 

"daß der Angeklagte entweder bereits Ende Mai/Anfang Juni 
in den Lagerabschnitt B 11 g verlegt worden sei, oder aber 
zunächst für einige Wochen ausschließlich im Effektenlager I 
seinen Dienst versah und erst nachfolgend - spätestens aber im 
Juli 1944 — in das Lager B II g verlegt wurde." 

Erst kraft dieser, auf keinerlei Unterlagen gestütz- 

4) Vgl. die diesbezügliche Literaturanalyse des Verf. in Historische Tatsachen 

Nr. 2, S. 34 ff + Nr. 9 S. 11 II; Kogon: HT Nr. 2, S. 32, Nr. 7, S. 10, Nr. 23 
S. 28; Hofer: "Europa in Flammen 1939 - 1945", Vlotho 1967 Bd. II S. 309 
ff 

5) Vgl. Historische Tatsachen Nr. 43 vornehmlich. 

6) Rüdiger Gerhard (Hrsg,), "Der Fall Gottfried Weise — Dokumentation zu 

einem Auschwitz-Birkenau Prozeß", Berg am See 1989, S. 12. (nachfolgen¬ 
de Seitenangaben beziehen sich auf diese Quelle) 
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ten Überzeugung" und der unzulänglichen Auswer¬ 
tung der aus Auschwitz übermittelten Dokumente koor¬ 
dinierte der Vorsitzende Richter Klein die von den 
Zeugen bekundeten Zeitbestimmungen und Aufenthalts¬ 
orte des Angeklagten. So folgerte er kurz und bündig: 

Fest steht ’ daß der Angeklagte seit Anfang Juni 1944 nicht 
nur die weiblichen wie die männlichen Sortierkommandos, 
sondern ebenfalls von Zeit zu Zeit die sogenannten Rampenkom¬ 
mandos beaufsichtigte und im Rahmen dieser Tätigkeit an der 
Verladerampe des Effektenlagers I ebenso die Aufsicht führte, 
wie auf der sogenannten neuen Rampe im Lager Birkenau." 

Ferner erklärte er ohne Beweisführung zum "histo¬ 
rischen Tatbestand", obgleich er wußte, daß der Ange¬ 
klagte weder mit Morden durch Verbrennen bei leben¬ 
digem Leibe etwas zu tun hatte noch wegen solcher 
Delikte angeklagt war: 

"Während der großen Ungamtransporte im Sommer 1944 
wurden Frauen, Männer und Kinder mitunter bei lebendigem 
Leibe in brennende Feuergruben, die u.a. nördlich des Lagers B 
Ilausgehoben waren, und nahe den Unterkünften für die weib¬ 
lichen Häftlinge lagen, verbrannt. ... 

In einer Nacht suchte der Angeklagte die Baracke auf und 
forderte die griechische Häftlingsfrau mit Vornamen Olga auf, 
zu den Klängen einer Ziehharmonika zu tanzen." 

Diese Geschichte stammt von einer Vernehmung der 
Israelin Szprocer vor einem Gericht in Israel, wurde 
als glaubwürdig zur Kenntnis genommen und ohne 
jedwede Prüfung zum Tatbestand erklärt. Die West¬ 
deutsche Zeitung, Generalanzeiger, Wuppertal be¬ 
richtete entsprechend: 

liebende Kinder wurden in die Feuergrube geworfen 

Zeugin schildert Vorgänge im KZ / Angeklagten schwer 
belastet 

Unsere Gerichtsberichterstatterin... berichtet von den Ver¬ 
nehmungen in Israel 

Gestern, am 2. Verhandlungstag auf israelischem Boden im 
Wuppertaler Auschwitz-Prozeß, belastete eine israelische Zeu¬ 
gin, die fast 2 Jahre Häftling in Auschwitzwar, den Angeklagten 
schwer. Als ein neuer Häftlingstransport ins Lager gekommen 
sei, seien die Kinder gleich aussortiert und lebend in eine 
brennende Feuer grübe geworfen worden, weil die Kapazität der 
Krematorien nicht mehr ausgereicht habe. 

Man hörte die schrecklichsten Schreie, ...Die Fenster in un¬ 
serer Unterkunftsbaracke waren mit Decken verhängt. Da kam 
plötzlich der angetrunkene 'Blinde' (so nannten die Häftlinge 
den Angeklagten Weise wegen seines Glasauges), machte Licht 
und forderte Olga, eine griechische Häftlingsfrau, auf, zu tan¬ 
zen. Er hatte eine Ziehharmonika mitgebracht und spielte dar¬ 
auf. Es war entsetzlich! Draußen die Schreie der Kinder, und die 
Häftlingsfrauen mußten nach seiner Musik tanzen." 

Die eigentlichen, sich im Urteil niederschlagenden 
Tatvorwürfe hat Frau Ursula Weise so prägnant formu¬ 
liert, so daß sie hier selbst zu Wort kommen möge: 

(1) Die von der Zeugin Josefhe Lazar behaupteten 
Mordfalle: > 

"Grundlage für die 'zweifelsfreie' Verurteilung in 2 Fällen 
war die Aussage einer einzigen angeblichen Augenzeugin, die 
meinem Mann unterstellte, er habe 2 Menschen erschossen und 
ihnen vorher Büchsen auf den Kopf gestellt. Obwohl sich die 
Zeugin in 3 aufeinander folgenden Vernehmungen nahezu in 


allen Einzelheiten widersprach, es keinen 2. Augenzeugen gibt 
und durch ein vorhandenes Originaldokument belegt ist, daß 
mein Mann zur angeblichen Tatzeit überhaupt noch nicht in dem 
betreffenden Lager war, wurde er verurteilt. 

In diesen beiden Fällen wurde die Verurteilung durch den 
Bundesgerichtshof aufgehoben, was aber die Medien nicht dar¬ 
an hindert, diese Greueltaten weiterhin meinem Mann zuzu¬ 
schreiben. Die Medien erfanden den Spitznamen 'Teil von 
Auschwitz'. Im Urteil und in der gesamten Prozeßakte gibt es für 
diesen angeblichen Spitznamen keinen einzigen Hinweis." 

(2) Die von dem Zeugen Jakob Freimark behaup¬ 
teten Mordfalle: 

^ 3 Fällen wurde das Urteil vom BGH bestätigt und somit 
rechtskräftig. 

Die Schwurgerichtskammer Wuppertal hebt hervor, daß sie 
schon auf Grund der Aussage des Zeugen Jakob Freimark aus 
Israel von den Taten des Angeklagten überzeugt sei. Sie stützt 
ihre immer wieder als 'zweifelsfrei' bezeichnete lebenslängliche 
Verurteilung aufdie Aussage eines einzigen Zeugen, der über 40 
Jahre nach den angeblichen Taten behauptet, mein Mann habe 
an einer Verladerampe 2 fliehende Häftlinge erschossen und in 
einer Baracke einen weiteren. ... 

Die Schwurgerichtskammer geht in ihrem Urteil davon aus, 
daß sich die von dem Zeugen Freimark gesehenen angeblichen 
3 Erschießungen im Juni/Juli 1944 zugetragen haben sollen." 


Die 3 Morde sollen im "Effektenlager I" verübt wor¬ 
den sein, und zwar 1 Mord in einer Baracke und 2 Morde 
auf einem Platz zwischen dem Zaun und einer Verlade¬ 
rampe. 

Folgende Tatbestände konnten zwischenzeit¬ 
lich festgestellt werden: 

1.) Der im Urteil S. 26/27 beschriebene Tatort stimmt 
weder mit Skizzen des polnischen Auschwitz-Museums 
noch mit den amerikanischen Luftbildern jener Zeit 
überein. Ein Steingebäude (Entwesungskammer) wur¬ 
de zur Baracke degradiert und eine Baracke unterschla¬ 
gen; das Anschlußgleis verlief nicht "10 m vom Zaun 
entfernt", sondern unmittelbar neben dem Zaun; eine 
kleine oder große Rampe (das Gericht behauptete ein¬ 
mal dies (Urteil S. 27 + 71), einmal das (Urteil S. 155, 
156) hatte dazwischen keinen Platz, somit konnte es 
auch kein "Rampenkommando" gegeben haben, auch 
keines, "das der Angeklagte beaufsichtigte", Postentür¬ 
me sind ebenfalls auf den Luftbildern nicht erkennbar. 

Das Gedächtnis des Zeugen Freimark hat sich an 
einer falschen, vom Gericht übernommenen Ortsskizze 
des Zeugen Wunsch orientiert. Weder gab es einen 
freien Platz, wo Freimark mit einer Gruppe von Gefan¬ 
genen einen Blick auf die Türen der südlich der Entwe¬ 
sungskammer gelegenen Baracken hätte werfen kön¬ 
nen noch einen solchen zwischen Eisenbahngleis oder 
irgendeiner Rampe und dem Zaun, noch gab es genü¬ 
gend Gleislänge, um "30 - 40 Eisenbahnwaggons" bela¬ 
den zu können. Auch gab es in jenem Entwesungsbe¬ 
reich nicht genügend Platz, um solche Mengen Effekten 
lagern zu können. 

Das sog. Effektenlager I" war keine Sammelstelle 
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Dieser Ausschnitt aus dem US-Luftbild vom 25. August 1945 ist der 
neuen Veröffentlichung von John C. Ball, “Air Photo Evidence - 
Auschwitz, Treblinka, Majdanek, Sobibor, Bergen Belsen, Belzec, Babi 
Yar, Katyn Forest" Delta, B.C., Canada 1992, S. 34 entnommen. Es 
handelt sich hierbei um die Position, die sich In unserer WTNr. 52, Si 
genau am unteren rechten Fuß des im Luftbild eingeschriebenen (A^ 
(Stammlager) befindet. Das schräg gestellte Gebäude ist die (Gas^J 
Entwesungskammer im Bereich von 6 Baracken. 


von Häftlings-Kleidung und -Gebrauchsgütern, "die per 
Eisenbahn-Güterwaggons ("30 - 40" zur angeblichen 
Tatzeit) aufbereitet und sortiert in das damalige Deut¬ 
sche Reich transportiert werden sollten" (Urteil S. 155), 


sondern ein Komplex zur Entwesung mittels 
Zyklon B (im Gegensatz zur Heißluft-Entwe¬ 
sung in Birkenau) von Kleidung, Wäsche und 
anderen Gebrauchsgegenständen, die keine 
Heißluft vertrugen. 

2. ) Es gibt keinen Beweis dafür, daß Gott¬ 
fried Weise dieses "Eflfektenlager I" je betreten 
hat, zumal er nachgewiesenermaßen erst am 
22. Mai 1944 überhaupt nach Auschwitz, und 
dort in die Standortverwaltung außerhalb des 
Lagers kommandiert worden war. 

3. ) Jakob Freimark hatte bekundet, daß er 
Ende Mai 1944 infolge Typhuserkrankung in 
das Krankenlager (Revierblock 11), also aus 
dem Eflfektenlager heraus verlegt worden war. 

4. ) Freimark hat die angebliche Erschie¬ 
ßung in jener Baracke zwar nicht selbst gese¬ 
hen, doch den Toten sowie den Angeklagten; 
und dies von einem Platz aus, der in Wirklich¬ 
keit mit der Entwesungskammer bebaut war. 

5. ) In allen wesentlichen Einzelheiten hat 
er sich wiederholt im Vergleich zu seinen frü¬ 
heren Aussagen widersprochen. Auch blieben 
seine Aussagen unkonkret und zeitlich unbe¬ 
stimmt. 

6. ) Trotz behaupteter Vielzahl von Anwe¬ 
senden konnte keiner von 100 vernommenen 
Zeugen einen solchen Vorfall, auch nicht die 
beiden angeblichen Erschießungen an der 
"Verladerampe" bestätigen. 

7. ) Als einzige Stütze für die Glaubwürdig¬ 
keit des Zeugen Jakob Freimark führte das 
Schwurgericht die israelische Zeugin Cipora 

Tahori an, die angeblich von solchen Erschießungen 
gehört habe, was jedoch durch kein Protokoll belegt ist. 
Im Gegenteil ist von einer früheren Vernehmung akten¬ 
kundig, daß sie nichts von solchen Tötungen wußte. 


Methoden zur Benachteiligung des Angeklagten 


Will man in Erfahrung bringen, wie "Tatbestände 
festgestellt" wurden, so ist auf folgende Sachverhalte 
aufmerksam zu machen: 

1 ) 

Das Schwurgericht Wuppertal hat über 20 Entla¬ 
stungszeugen mit der Begründung abgelehnt, deren 
Aussagen seien unerheblich, weil diese Zeugen nicht 
alles hätten wissen können und sie sich, unabhängig 
davon, ob sie Weise kannten oder nicht, nach 43 Jahren 
ohnehin nicht mehr genau erinnern könnten. Nur 4 
wurden gehört, keinem jedoch besondere Bedeutung 
beigemessen. Von 11 Entlastungszeugen, die den Ange¬ 
klagten während seines Aufenthaltes in Auschwitz er¬ 
lebt hatten, wurde keiner zugelassen. 

Vorliegende schriftliche Aussagen von Verteidigungs¬ 
zeugen, die die Anklagen aus eigener Kenntnis der da¬ 
maligen Verhältnisse entkräfteten (so z.B. die Aussage 
von Isaak Liver), wurden nicht verwertet, nicht einmal 
verlesen. Liver hat wörtlich erklärt: 


"Ich persönlich habe den Eindruck, daß die Sache sich nicht 
halten läßt. Alles, was in dieser Akte angeführt ist, ist mir völlig 
fremd, und wenn sich die Dinge im Lager so abgespielt hätten, 
wie sie beschrieben sind, wüßte ich zwangsläufig davon." (S. 
1910 der Akten) 

2 ) 

Für ehemalige SS-Angehörige nur Ironie 
Clrteil S. 120 - 121: 

"Ganz im Gegenteil zu den Zeugen aus den Reihen der 
ehemaligen Häftlinge des KL Auschwitz stand das Aussagever¬ 
halten der früheren SS-Angehörigen (Kühnemann, Krätzer, Hahn, 
Höcker, Lorenz, Gröning, Wunsch und Graf). Diese Zeugen 
bildeten — von 2 Ausnahmen (Lorenz und Graf) abgesehen — bei 
ihrer Vernehmung immer dann, wenn das allgemeine Verhalten 
der SS im Lager, insbesondere das des Angeklagten zur Sprache 
kam, gleichsam eine schweigende Mauer. Ansonsten eher ge¬ 
sprächig, insbesondere dann, wenn es um unverfängliche The¬ 
men wie die äußere Beschreibung des Lagers, innere Strukturen, 
Befehlswege oder ihren bzw. den Einsatz des Angeklagten im KL 
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Auschwitz ging, 'versagte' hei diesen Zeugen regelmäßig das 
Erinnemngsvermögen, sobald Bereiche berührt wurden, in denen 
die Verstrickung der SS bzw. einzelner SS-Angehöriger in Über¬ 
griffen gegenüber den Gefangenen angesprochen wurde. Der 
bewußte oder unbewußte totale Ver¬ 
drängungsprozeß jeglicher Erinnerung 
zu diesem Thema war bei diesen Zeu¬ 
gen nahezu abgeschlossen und evident. 

Sie hinterließen denn auch bisweilen 
einen jämmerlichen Eindruck, etwa wenn 
der in beiden Effektenlagern tätig 
gewesene Zeuge Kühnemann den Trä¬ 
nen nahe und ob der ihn bedrängenden 
Vernehmungssituation in Selbstmitleid 
zerfließend schilderte, daß er im KL 
Auschwitz keinen 'erschossenen Häft¬ 
ling', wohl aber mehrere 'erschossene 
SS-Leute' gesehen habe, und ihm erst 
Uber wiederholte Vorhalte wenigstens 
die Erinnerung abgerungen werden 
konnte, daß er 'wie alle anderen natür¬ 
lich' von den Massentötungen gewußt, 
aber keine toten Gefangenen gesehen 
habe." 

Dr. Claus Jordan kommentier¬ 
te diese Seiten 120 - 121 in der 
Urteilsbegründung: 

"Die Sprache des Gerichts geht hier 
vom Ironischen ins Zynische über. Wie 
mag wohl die Vernehmung des Zeugen 
Kühnemann im einzelnen abgelaufen 
sein ? Wie wurde ihm die Erinnerung abgerungen, er habe 'wie 
alle anderen natürlich' von Massentötungen gewußt? Stammt 
diese Formulierung von ihm, oder hat er nur unter dem offenbar 
ausgeübten Druck einer entsprechenden Formulierung des 
kragenden schließlich zugestimmt? Hat er 'gewußt' oder nach 
dem Krieg davon 'gehört'? Wiederum: Kein Protokoll '" 7) 8 

3) 

Während die Verteidigungszeugen mehr oder weni¬ 
ger massivem psychologischem Druck ausgesetzt wa¬ 
ren 81 , genossen die Belastungszeugen jegliche Unter¬ 
stützung, ja Ermunterung; sie wurden selbst dann als 
glaubwürdig eingestuft, wenn die Widersprüchlich¬ 
keit ihrer Aussagen offen zu Tage lagen. Sie hatten keine 
richterliche Maßregelungen für falsche Aussagen zu 
befurchten. Nach 45 Jahren diesbezüglicher Prozeßfüh- 
rung in der BRD ist davon auszugehen, daß sie dies auch 
wußten. Ihre Glaubwürdigkeit wurde nicht mittels 
Überprüfung von Einzelheiten belegt, sondern durch 
behauptete Überzeugung des Gerichts. 

Während der Angeklagte im Gefängnis in seiner In¬ 
formationsbeschaffung sehr eingeschränkt war, nutzte 
das Gericht weltweite offizielle Verbindungen. Zudem 
waren den Belastungszeugen zuvor Fotoalben und Na¬ 
menslisten - vermutlich mit erläuterndem Text - un- 


7) Dr. Claus Jordan, Der Fall Weise - Fakten zum Wiederaufnahmebegehren" 
(unveröffentlicht). 

8) So wurde Zeuge Hahn in der Vorbesprechung nachhaltig gedroht, "daß es 

rechtliche Konsequenzen nach sich ziehen könnte, wenn ich Weise hier 
bewußt decken würde, um ihn einer Bestrafung zu entziehen." 


terbreitet worden, so daß es gar nicht schwerfallen 
konnte, sich im Gerichtssaal sofort "an alles zu erin¬ 
nern". Sollte selbst das nicht ausreichen, so half das 
Gericht wie im Fall Lazar noch ein bißchen nach 

4) 

Auch pflegte das Gericht Wi¬ 
dersprüche oder Mängel in den 
Aussagen der Belastungszeugen 
mit geradezu abenteuerlich klin¬ 
genden Sprüchen zu verharmlo¬ 
sen. So z.B.: 

a) Die "glaubwürdige" Zeugin 
Josefne Lazar, die den Angeklag¬ 
ten mit Maschinengewehr, Maschi¬ 
nenpistole, "langem Gewehr" 
("genau erkannt") und schließlich 
— nach mehrfachem Drängen des 
Gerichts auch (na endlich) mit einer 
Pistole das Wilhelm-Tell-Schießen 
hatte ausführen sehen, hätte - so 
das Gericht — solche Widersprü¬ 
che vermieden, wenn sie den An¬ 
geklagten zweckgerichtet hätte 
belasten wollen. 

"Statt dessen fühlte sie sich in kei¬ 
ner Weise an frühere Aussagen gebun¬ 
den." (S. 75) 

Was es alles fiir Argumente gibt, 
mit denen aus schwarz weiß zu 
machen ist! 

b) Formulierung des Gerichts: 

"Trotz unübersehbarer Ungenauigkeiten und Unstimmig¬ 
keiten im Randgeschehen wird von den beiden Zeugen Tischler 
und Lazar der Angeklagte schwer belastet. Bei aller gebotenen 
Zurückhaltung in bezug auf die Glaubwürdigkeit des Zeugen 
lischler bleiben im Kern Taten, die im wesentlichen von der 
Zeugin Lazar bestätigt werden. Daß ein solches Geschehen, wie 
dem Angeschuldigten zur Last gelegt, sich im Lager tatsächlich 
abgespielt hat, wird auch von den Zeugen Tahori, de Hond, 
Kulka und Janeczek, die davon gehört haben, sowie dem Zeugen 
van Rijk, der einen solchen Vorfall selbst gesehen hat, bestätigt. 
Allerdings vermögen diese Zeugen keine Angaben über den 
Täter zu machen. " (S. 40) 

Eine Bestätigung für die Richtigkeit dieser Aussage 
erblickte das Gericht in der Tatsache, daß der Zeuge - 
wie auch die anderen Zeugen - den Angeklagten "sofort 
wiedererkannt" habe. Wie sollte es auch anders sein? Er 
saß allein dort auf der Anklagebank, der Zeuge war auf 
ihn vorher mehrfach in den ihm unterbreiteten Fotoal¬ 
ben hingewiesen worden, auch hatte er wohl schon die 
Zeitung gelesen, die ihn abgebildet hatte, oder die Ausch¬ 
witz Informationsblätter oder die seit 1965 in Wien 
herausgegebenen Bulletins des Comitee des Camps. 
Prozeßbeobachter stellten zudem fest, daß mit der Anklage 
sympathisierende Zuhörer Belastungszeugen vor deren 
Vernehmung mit stenografierten Notizen versorgten. 

Die Konservendosen-Story, wiedergegeben von der 
Zeugin Lazar, hat in Wirklichkeit der von Interpol 
gesuchte Betrüger Tischler in die Welt gesetzt. Dieser 
firmiert indessen beim Wuppertaler Gericht u.a. des- 
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